
WESENTLICHE NEUERUNGEN DER LETZTEN JAHRE

Vor allem auf der Ebene der Landesplanung sowie des Innenministeriums wurden in den
vergangenen Jahren eine Reihe von Initiativen ergriffen, die für die Entwicklung der Gemeinden im
allgemeinen von besonderer Relevanz sind:

✜ Das neue Programm der Landesplanung von 2003 regelt wesentliche Elemente der
Gemeindeentwicklung und gibt klare Vorgaben: prioritär soll in Zukunft die Entwicklung der
sog. “zentralen Orte” gefördert werden, Ortschaften sollen sich konzentrisch um den Ortskern
entwickeln, kompaktes Bauen soll gefördert werden u.a.m. 

✜ Das IVL-Konzept (“Integratives Verkehrs- und Landesentwicklungskonzept Luxemburg”) führt
weitere Überlegungen an: es soll eine Abstimmung zwischen der Siedlungsentwicklung, der
Transportinfrastruktur sowie dem Landschaftsschutz erfolgen. 

✜ Darüber hinaus wurde 2004 eine neue Gesetzgebung über die Gemeindeentwicklung bzw.
Flächennutzung (Reform des Gesetz von 1937) verabschiedet, das die Siedlungsentwicklung in
der Gemeinde erheblich beeinflusst. Vor allem sieht dieses vor, dass die Gemeinden einen
gänzlich neuen Bebauungsplan innerhalb der nächsten 6 Jahre erstellen müssen.

✜ Nicht zuletzt legte das Innenministerium 2005 neue Visionen für die Entwicklung der
Gemeinden und Regionen vor, die vor allem darauf hinauszielen, die Zusammenarbeit
zwischen den Gemeinden zu verbessern bzw. mittelfristig gar eine Gemeindefusion in die Wege
zu leiten.

✜ Grundsätzlich ist es begrüßenswert, dass der Stellenwert der Landesplanung erhöht wurde,
endlich eine bewusste Entwicklung Luxemburgs erfolgen soll. Allerdings können diese
Absichten nur eine Chance zur Umsetzung haben, wenn auch die Gemeinden aktiv in die
Gestaltung der Zukunft eingebunden werden resp. sich offensiv einmischen. Dies wird sonder
Zweifel, neben jedweder lokalen Arbeit, die Herausforderung der Gemeinden schlechthin für
die nächsten Jahre darstellen: in der Landesplanung mitmischen!

Mitspracherechte gegenüber 

nationalen Strukturen gewährleisten 
Auf nationaler Ebene tut sich so manches, was die weitere Entwicklung aller Gemeinden
erheblich beeinflussen wird: von den sektoriellen Plänen (Wohnungsbau,
Aktivitätszonen, Transport sowie Landschaftsschutzzonen), die landesweit eine Planung
in diesen Bereichen gewährleisten sollen ... über die Regionalpläne (die die Entwicklung
einer Gemeinde in Angriff nehmen sollen) .... bis zu den Konzepten zur Schaffung neuer
Strukturen auf regionaler Ebene sowie des Ziels verstärkter Gemeindefusionen.

Da diese nationalen Vorgaben von besonderer Bedeutung sind, sollten die Gemeinden
ihre aktive Mitsprache einklagen.

✜ Die Gemeinde wird, evtl. gemeinsam mit Nachbargemeinden, aktiv gegenüber dem
Staat intervenieren, um eine Mitarbeit bei der Erstellung von nationalen
Entwicklungsplänen, die für die Gemeinden von Bedeutung sind, zu erreichen.

✜ Die Gemeinde wird die Möglichkeiten die das Gesetz betreffend die Landesplanung
von 1999 den Gemeinden in punkto Mitsprache einräumt, integral nutzen und
Stellungnahmen zu den staatlichen Planungen abgeben.

✜ Damit regionale Projekte eine größere Chance haben in Angriff genommen bzw.
umgesetzt zu werden, fordert die Gemeinde bei den staatlichen Behörden prioritäre
Hilfestellungen durch einen Regionalfonds ein.
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Eine Umfrage, die die ILRES im Auftrag des Mouvement Ecologique sowohl bei den
Mitgliedern von Gemeinderäten als auch bei denjenigen von beratenden Kommissionen
durchführte, zeigt auf, dass die allgemeine Entwicklung der Gemeinde für die absolute
Majorität der Befragten die oberste Priorität in der Gemeindepolitik darstellt. Und in der Tat
sind die Herausforderungen für jede einzelne Gemeinde gewaltig: jährlich wächst die
Bevölkerungszahl Luxemburgs an, die Siedlungsentwicklung erfolgt zum Teil auf chaotische
Art und Weise, da es bis dato an einer wirklichen Landesplanung (der verschiedenen
Regionen des Landes) fehlte; die Zersiedlung der Landschaften geht weiter...

Ziel muss es deshalb u.a. sein

✜ die Herausforderungen Luxemburgs betreffend die Entwicklung der Einwohnerzahl, der
Arbeitsplatzentwicklung auf kommunaler Ebene aufzugreifen und bewusst zu steuern
und zu planen;

✜ attraktive, lebendige und lebenswerte Ortschaften / Städte / Viertel zu erhalten bzw. zu
schaffen;

✜ ein regionales Gleichgewicht bzw. eine Stärkung der Regionen zu erreichen;

✜ einer weiteren Zersiedlung unseres Raumes entgegenzuwirken.

ENG BEWOSST ENTWÉCKLUNG 

VUN DE GEMENGEN A REGIOUNEN
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Lebendige und attraktive Ortschaften -

Entwicklungskonzept als Bestandteil 

einer kommunalen Planung 
Das Gesetz betreffend die Entwicklung der Gemeinden bzw. der Bebauung in den
Gemeinden sieht vor, dass für die räumliche Gliederung der Gemeinde eine weitgehende
Analyse durchgeführt werden muss: wo steht die Gemeinde heute, welche Ziele 
sollen entwickelt werden.

Diese Neuerung ist sonder Zweifel positiv. Darüber hinaus aber ist ein Dorf- /
Stadtentwicklungsplan, der über diese Aspekte hinaus geht, nach wie vor sinnvoll.
Ebenso können auch losgelöst vom Bebauungsplan Maßnahmen im Sinne lebendiger
und attraktiver Ortschaften getroffen werden.

✜ Die Gemeinde erstellt einen Dorf- / Stadtentwicklungsplan, dies gemeinsam mit
den BürgerInnen und u.a. durch Zurückgreifen auf moderne Moderationsformen
(Wie entwickelt sich das soziale Leben in der Gemeinde? Welche Verbesserungen
können auf kultureller Ebene getroffen werden? ...).

✜ Für die Umsetzung dieses Planes gibt sich die Gemeinde einen 
(auch finanziell abgesicherten) Mehrjahresplan.

✜ Der Plan wird als Basis auch für die Erstellung eines neuen Bebauungsplanes
bzw. bei relevanten Entscheidungen (Infrastrukturprojekte usw.) genutzt.

✜ Regelmäßig wird über die Umsetzung des Planes berichtet, erfolgen
Rückmeldungen in Bürgerbeteiligungsformen.

✜ Ein Schöffe wird als Verantwortlicher für die Dorf- / Stadtentwicklung genannt, 
um so die politische Verantwortung zu gewährleisten.

Folgende Initiativen können des Weiteren in die Wege geleitet werden:

✜ Es wird ein Konzept zur Verbesserung des Wohnumfeldes und dessen Umsetzung
in die Wege geleitet (Gestaltung öffentlicher Plätze bzw. des Straßenraumes auch
als Treffpunkt von Menschen, Durchgrünung, Entsiegelung ...).

✜ Die Belebung der einzelnen Ortschaften bzw. Stadtviertel erfolgt unter
Miteinbeziehung der EinwohnerInnen (z.B. Nahversorgung, Infobüro, 
Infrastruktur für Jugendliche, ältere Menschen).

✜ Die Gemeinde fördert die Einrichtung von kleineren Betrieben, von Betrieben 
aus dem Dienstleistungsbereich auch innerhalb der Ortschaft.

✜ Die Mischnutzung (Wohnen, kleinere Betriebe, soziale Einrichtungen wie 
Baby-Sitting, Einkaufshilfen) in den einzelnen Vierteln wird bewusst gefördert.

✜ Die Gemeinde ergreift gezielt Initiativen um die Nahversorgung zu unterstützen 
und ggf. die Wiederansiedlung neuer Läden zu fördern: z.B. durch die zeitweise
verbilligte oder kostenlose Zurverfügungstellung von Verkaufsflächen oder 
aber eine organisatorische Unterstützung.
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Regionale Zusammenarbeit: 

ein absolutes “Must”!
Alle genannten staatlichen Programme sehen eine stärkere regionale Zusammenarbeit
vor. Wobei es jedoch unterschiedliche Modelle hierfür gibt: Während im Landesplanungs-
programm das Land in 6 Regionen unterteilt wird, treten andere Akteure für eine “offenere”
Planung ein, die sich eher an kulturellen Traditionen orientiert (z.B. eine höhere Anzahl 
der Regionen als 6, wobei z.B. der Osten des Landes nicht wie derzeit beabsichtigt in 
eine Region Osten eingeteilt wird, sondern 2 Naturparke “Dreilännereck” und “Müllertal”
umfassen würde). 

Die einzelnen Gemeinden sollten die staatlichen Planungen nicht nur reaktiv abwarten,
sondern auch auf regionaler Ebene dynamische eigenständige Akteure sein. Dies
bedeutet u.a. folgende Initiativen ergreifen:

✜ Die Gemeinde fördert einen Dialog mit den Nachbargemeinden, welche
Zusammenarbeit in der Region in welcher Form anstrebenswert ist (sei es in 
Form eines Naturparkes, eines multifunktionellen Syndikates o.ä.).

✜ Sie übernimmt eine offensive Rolle bei der Erstellung der Regionalpläne, die
seitens des Staates mit den Gemeinden entwickelt werden, dies indem sie ihre
Visionen / Vorstellungen entwickelt und darlegt.

✜ Losgelöst bzw. in Erwartung der staatlichen Planung, stimmt die Gemeinde auf
pragmatische Art und Weise ihre Entwicklung mit den Nachbargemeinden bzw. im
regionalen Rahmen ab: dies sowohl was die Siedlungsentwicklung, Aktivitäts- und
Erholungszonen anbelangt, als auch betreffend die naturräumlichen Schutzzonen.
Eine derartige gemeinsame Planung erlaubt es außerdem die Entwicklung selbst
als Region in die Hand zu nehmen, und nicht vor vollendete Tatsachen seitens 
des Staates gestellt zu werden. 

✜ Bei größeren kommunalen Projekten erfolgt grundsätzlich eine Absprache mit 
den anderen Gemeinden (z.b. beim Neubau einer Schule - eines Kulturzentrums,
den schulischen Angeboten, der Durchführung von Sensibilisierungskampagnen)
und eine offene Diskussion, in welcher Gemeinde welche Struktur am sinnvollsten
angesiedelt werden soll.

✜ Aufgaben, bei denen eine Zusammenarbeit zwischen Gemeinden einer Region 
von Vorteil sein kann, werden gemeinsam angegangen, so z.B. Einrichtung einer
Energieberatungsstelle, Ausweitung der Kulturpolitik, Zusammenarbeit in einem
Naturschutzsyndikat, Gewährleistung eines regionalen Mobilitätskonzeptes, Aufbau
regionaler Versorgungsinfrastrukturen, verbesserte Vermarktung regionaler
Produkte, Erstellung eines gemeinsamen touristischen Projektes.
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Losgelöst von der prozeduralen Vorgehensweise sollte der Bebauungsplan aber auch Elemente
der nachhaltigen Entwicklung berücksichtigen, so u.a.: 

✜ Im Rahmen des Bebauungsplanes oder des Gemeindeentwicklungsplanes soll eine
Bestandsaufnahme der erneuerungsbedürftigen Gebäude und Ortsteile erfolgen.

✜ Vorgaben zum Schutz von Natur und Umwelt sowie der kulturellen Reichtümer
werden gemacht u.a. durch die Ausweisung von kommunalen Natur- bzw.
Landschaftsschutzgebieten; die Festlegung von Naturdenkmälern; die Ausweisung
von Wasserschutzgebieten in Absprache mit dem Staat; generell eine Ausweisung
von nicht bebaubaren Flächen, wie z.B. Überschwemmungsgebieten, geologisch
problematischen Flächen, Frischluft- und Kaltluftschneisen.

✜ Die Gemeinde führt, falls notwendig, eine Reduzierung des Bauperimeters
aufgrund der Schlussfolgerungen des Dorfentwicklungsplanes oder der
Biotopkartierung / des Landschaftsplanes durch. Ebenso werden die 
Vorschläge des Landschaftsplanes im Bebauungsplan berücksichtigt.

✜ Es werden auch innerhalb des Bebauungsplanes (innerörtliche) Grünflächen ausgewiesen.

✜ Das neue Gesetz sieht vor (Artikel 24), dass die Gemeinde ein kommunales
Reglement verabschieden soll, das eine “taxe d’infrastructure” (für die Einrichtung
von Bürgersteigen, Straßen, das Kanalsystem ...) definiert. Dieses Reglement sollte
umgehend seitens der Gemeinde verabschiedet werden und den reellen Kosten
Rechnung tragen.

✜ Darüber hinaus nutzt die Gemeinde die Möglichkeit von Artikel 24 des neuen
Gesetzes der vorsieht, dass die Gemeinde eine “taxe d´équipement” einführen
kann. Ggf. sollte eine zeitgerechte Anpassung der Höhe dieser Taxe ins Auge gefasst
werden. Bei Neubauten erfolgt so eine Beteiligung am Bau von Infrastrukturen, die
aufgrund der Entwicklung notwendig werden, (Schulen, kulturelle Einrichtungen). 

✜ Ein logischer Zusammenhang mit dem kommunalen Mobilitäts- bzw.
Energiekonzept sollte bedacht werden (siehe entsprechende Kapitel).

Bautenreglement nachhaltig gestalten
Das Bautenreglement konkretisiert die räumlichen Bestimmungen des
Bebauungsplanes. Auch hier sollte die Gemeinde über die gesetzlichen Vorschriften
hinaus Elemente der nachhaltigen Entwicklung einbeziehen. 

✜ Im Bautenreglement wird kompaktes Bauen gefördert, indem entsprechende
Auflagen gemacht werden.

✜ Neue Siedlungsformen (wie z.B. autofreies Wohnen) werden bewusst initiiert 
oder gefördert.

✜ Neue Siedlungen werden seitens der Gemeinde nur zugelassen, 
wenn eine Anbindung an die öffentlichen Transportmittel möglich ist.

✜ Schützenswerte Ortskerne oder sonstige schützenswerte Gebäulichkeiten
werden als “secteur sauvegardé” im Bautenreglement ausgewiesen.

✜ Es werden Auflagen betreffend die Anlegung von Rad- und Fußwegen gemacht.

✜ Die Orientierung der Gebäulichkeiten erfolgt aufgrund der Sonneneinstrahlung 
im Hinblick auf eine passive Sonnenenergie-Nutzung.

✜ Eine optimale Wasserversickerung bzw. ein Sammelbecken werden gewährleistet.

✜ Die Bodenversiegelung wird minimiert (z.B. durch Rasengittersteine, Festlegung
einer maximal zulässigen Versiegelung bei Bauten).

✜ Es besteht ein Anschlusszwang ans Fernwärmenetz, wenn ein solches entsteht.

✜ Eine Integration von Siedlungsgebieten zur freien Landschaft hin, wird vorgeschrieben.
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Möglichkeiten des neuen Gesetzes zur

Steuerung der Gemeindeentwicklung

bewusst nutzen – Bebauungsplan (PAG)

nachhaltig gestalten
Das neue Gesetz betreffend die Bebauung in den Gemeinden stellt die Gemeinde vor
ganz neue Herausforderungen. So sind die Gemeinden z.B. verpflichtet innerhalb der
nächsten 6 Jahre einen neuen Bebauungsplan zu erstellen und, als Grundlage hierzu,
im Vorfeld eine Studie über die Entwicklung der Gemeinde anzufertigen.

Die Gemeinde soll diese Herausforderung sehr bewusst angehen und alle sich bietenden
Chancen im Bereich “nachhaltige Entwicklung” aufgreifen. Dies bedeutet auch, dass
über die im Gesetz vorgeschriebenen Maßnahmen hinaus, Akzente im Sinne eines 
Mehr an Bürgerbeteiligung und den nachhaltigen Entwicklung gesetzt werden:

✜ Das neue Gesetz sieht in Artikel 7 vor, dass nicht mehr eine Gemeinde allein einen
Bebauungsplan erstellen kann, sondern dass dies ebenfalls gemeinsam mit den
Nachbargemeinden möglich ist. Die Gemeinde sollte deshalb bewusst darüber
nachdenken, in wiefern es sinnvoll ist, diese Möglichkeit zu nutzen.

✜ Artikel 7 des neuen Gesetzes sieht ebenfalls vor, dass vor der Erstellung des
Bebauungsplanes seitens der Gemeinde eine sogenannte “étude préparatoire”
erstellt werden muss. Diese soll die heutige Situation in der Gemeinde analysieren
und Ziele für die weitere Entwicklung formulieren. Leider sieht das Gesetz lediglich
eine Beteiligung der Bevölkerung in der End-Phase der Prozedur vor. Die Gemeinde
sollte die BürgerInnen jedoch bereits im Vorfeld auf freiwilliger Ebene bei der
Erstellung der “étude préparatoire” offensiv einbinden: Wo sehen die
EinwohnerInnen Schwächen und Stärken ihrer Gemeinde? Welche Prioritäten
wünschen Sie sich? Hierbei bieten sich zahlreiche Möglichkeiten an: Durchführung
von Bürgerversammlungen auf den verschiedenen Ebenen der Planung, aktive
Beteiligung der Bevölkerung bei der Bildung von Arbeitsgruppen /
Zukunftswerkstätten, Veröffentlichung von Kurzfassungen und Zwischenresultaten
der Arbeiten sowie des Endberichtes, Vermittlung der Ziele und verschiedener
Elemente des Planes in Bürgerversammlungen sowie in einem Informationsblatt. 

✜ Das neue Gesetz sieht die Erstellung einer Reihe von Basisdokumenten vor, die
notwendig sind, um den Bebauungsplan definitiv verabschieden zu können: die
sogenannte “étude préparatoire”, aber auch einen Bericht (Artikel 9, “rapport de
présentation”), der die wesentlichen Orientierungen des Bebauungsplanes darlegt.
Die Gemeinde sollte festlegen, dass alle Dokumente, die als Basis zur Erstellung
dieser Dossiers dienten bzw. die Dossiers selbst, für jeden Bürger einsehbar sind
(auch via Internetseite bzw. durch Bereitstellen von Kopien). 

✜ Das neue Gesetz sieht darüber hinaus neue wesentliche Instrumente vor, die es der
Gemeinde erlauben, die Entwicklung besser im Interesse der Allgemeinheit zu
steuern. Es sind dies vor allem die “zones de développement” (Gebiete, welche von
regionaler oder nationaler oder von besonders zentraler Bedeutung für die
Gemeindeentwicklung sind) sowie die “zones à restructurer” (bestehende Zonen
innerhalb der Gemeinde, deren Neugestaltung für die Gemeinde von großer
Bedeutung ist) u.a.m. Diese neuen Instrumente erlauben der Gemeinde in
bestimmten Gebieten in der Gemeinde aktiv zu werden, auch wenn ggf. einzelne
Besitzer keine Initiative ergreifen oder aber sich gegen eine Umnutzung stellen.
Dies kann häufig besonders mittelfristig von sehr zentraler Bedeutung für die
Entwicklung einer Gemeinde sein: Gestaltung des Dorfkernes u.a.m. Die Gemeinde
wird diese Chance deshalb unbedingt nutzen.

✜ Parallel zur Verabschiedung des Bebauungsplanes soll ein mehrjähriger
Investitionsplan zur Umsetzung erstellt werden.

✜ In größeren Städten ist laut Gesetz eine ressortübergreifende
Stadtentwicklungsdienststelle vorgeschrieben. 
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Förderung flächensparender und sozialer

Wohnformen 
Es besteht landesweiter Konsens, dass kompakter gebaut werden muss und
Maßnahmen zur Reduktion der Versiegelung getroffen werden müssen.

✜ Um den Flächenverbrauch zu vermindern fördert die Gemeinde bewusst
flächensparende Wohnformen durch

- entsprechende Vorgaben im Bebauungsplan in Bezug auf die vorgeschriebene
Baudichte sowie im Besonderen in den Teilbebauungsplänen (PAP);

- Anlegen eines Baulückeninventars, so wie im neuen Gesetz vorgesehen;

- das Ausschreiben von urbanistischen Wettbewerben, z.B. für Rahmenpläne
(plans directeurs, “master-Pläne) für neue Siedlungsgebiete;

- Besichtigung von vorbildlichen Projekten von verdichteten Bauweisen 
im Rahmen einer gemeindeinternen Weiterbildung;

- einer Bewusstseinsbildung bei den Gemeindeverantwortlichen 
sowie der Bevölkerung.

✜ Parallel zu der Förderung flächensparender Bauweisen fördert jedoch die 
Gemeinde ebenfalls die sozialen Funktionen in den Wohnbereichen u.a. durch

- eine Mischnutzung in einzelnen Vierteln (Wohnen, kleinere Betriebe, 
soziale Einrichtungen…);

- das bewusste Einplanen von attraktiv gestalteten öffentlichen Plätzen (auch
kleineren Umfanges) in neuen Siedlungen im Rahmen der Teilbebauungspläne (PAP);

- das Einplanen von autofreien, fußgängerfreundlichen Bereichen in neuen
Siedlungen;

- ein Konzept zur Verbesserung des Wohnumfeldes im bestehenden
Siedlungsraum (Gestaltung öffentlicher Plätze bzw. des Straßenraumes 
auch als Treffpunkt von Menschen, Durchgrünung, Entsiegelung);

- ggf. eine bewusste gestalterische Neubelebung des Ortskerns durch
verkehrsberuhigende Maßnahmen, Neueinteilung des Straßenraumes.

Schutz des natürlichen und 

kulturellen Patrimoniums sichern
Das kulturelle und natürliche Patrimonium sowie denkmalschützerisch 
wertvolle Bausubstanz der Gemeinde werden unter Schutz gestellt:

✜ Die Gemeinde führt eine Bestandsaufnahme der aus denkmalschützerischer Sicht
zu erhaltenden Einzelobjekte und “Ensembles” kulturhistorischer Bausubstanz
(Arbeitersiedlung, Industriekultur...) durch.

✜ Es wird eine Diskussion über Sinn und Form der Erhaltung dieser Elemente 
oder “Ensembles” sichergestellt.

✜ Es erfolgt eine Ausweisung des “secteur protégé” im Rahmen des
Bebauungsplanes mit detaillierten Schutzbestimmungen im Bautenreglement.

✜ Die Gemeinde setzt sich dafür ein, dass wertvolle Kulturdenkmäler oder ganze
Häuserparzellen auf die Schutzliste von “sites et monuments” aufgenommen werden.

✜ Es werden Anreize für Privateigentümer geschaffen, wie z.B.

- eine zusätzliche Fassadenprämie seitens der Gemeinde (gleicher Anteil wie
“Sites et Monuments);

- eine Beratung durch Fachleute.
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Neue Siedlungen nachhaltig gestalten
Bei der Erstellung von neuen Siedlungen (bzw. zum Teil bei Erneuerungsprojekten), 
die im Rahmen eines sogenannten “PAP” erfolgen, wird aktuellen urbanistischen,
ökologischen und energiepolitischen Standards Rechnung getragen. Die Gemeinde 
nutzt alle Möglichkeiten gegenüber den Promotoren aus, um Aspekte der nachhaltigen
Entwicklung einzubringen. So u.a.

✜ Bei größeren Vorhaben wird eine Einteilung in Realisierungsphasen vorgeschrieben
(Stufe 1 muss abgeschlossen sein, bevor Phase 2 realisiert wird).

✜ Die Gemeinde nutzt optimal die Möglichkeit im Rahmen der in Artikel 36 des
Gesetzes vorgesehenen Konvention mit dem Promotor, Auflagen im Sinne 
der Allgemeinheit zu regeln (z.B. “taxe d´infrastructure”, Festlegung von 
25% öffentlicher Fläche, Anlegen von Fuß- und Radwegen).

✜ Es erfolgt eine flächensparende Bauweise, Reihenhäuser werden gefördert, 
die Anzahl freistehender Häuser begrenzt, neue Siedlungsformen werden 
bevorzugt (z.B. autofreies Wohnen). energiesparende Bauweisen vorgeschrieben 
(Niedrig- bzw. Passivbauweise).

✜ Eine verkehrsberuhigte Straßengestaltung wird gewährleistet, z.B. durch 
eine geringe Straßenbreite, die Anlage von Fuß- und Radwegen.

✜ Autofreie Siedlungen werden gefördert.

✜ Die Gemeinde führt bei größeren Projekten eine Umweltverträglichkeitsprüfung
durch, wobei folgende Elemente berücksichtigt werden:

- Auswirkungen auf die bestehenden Infrastrukturen 
(Schulen, Kantinen, Wasserreserven);

- Einfluss auf die natürliche und menschliche Umwelt;

- Verkehrsaufkommen bzw. Verkehrsanbindung (Busnetz einbegriffen);

- optimale Energieversorgung;

- soziale Integration der neuen Bevölkerung in das Dorf-/ Stadtleben;

Die Resultate der Studie werden der Öffentlichkeit vorgestellt

✜ Bestehende Grünstrukturen werden überwiegend erhalten (z.B. Obstbäume,
Hecken) z.B. durch das Erteilen von Auflagen bei der Genehmigung – die Begrünung
wird vorgeschrieben (z.B. mit einheimischen Arten).

✜ Architektonische Auflagen werden erstellt, wie z.B. die Integration der Gebäude 
in das Gelände (keine Maulwurfshügel); die Festlegung des Volumens, der
Dachformen, der Fassadengestaltung und Traufhöhen nach ortstypischen
Merkmalen, die Verwendung der Baumaterialien aus der Region; die Förderung 
der Baubiologie im Bautenreglement.

Aktive Wohnungsbaupolitik betreiben
Um jüngeren und sozial benachteiligten Mitbürgern eine Chance zum Erwerb 
von erschwinglichem Bauland bzw. Wohnungen zu geben, engagiert sich die 
Gemeinde aktiv in diesem Bereich u.a. durch

✜ den Aufkauf von Bauland auch für die Schaffung von Baulandreserven;

✜ die Förderung der Renovierung von Altbauten, über die Möglichkeiten des
Wohnungsbaugesetzes vom 25. Februar 1979 hinaus;

✜ die Schaffung von sozialem Wohnungsbau mit Hilfe des “Fonds de logement”.
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Sensibilisierung der

BürgerInnen in den

Vordergrund stellen –

Bürger aktiv in die

Zukunftsplanung einbinden
Das Konzept einer nachhaltigen Siedlungspolitik setzt
eine breite Information der Bevölkerung voraus.
Entsprechend sollte ein deutlicher Akzent auf die
Information der Bevölkerung gesetzt werden. Dies
beinhaltet folgende Schritte:

✜ Die Gemeinde bindet die BürgerInnen sehr
aktiv in die Planungen der Gemeinde ein: von
ad-hoc Gruppen für spezifische Projekte bis hin
zu Bürgerforen u.a.m. In größeren Städten wird
die Idee der Stadtteilbeiräte als Ergänzung zu
bestehenden Strukturen aufgegriffen. Bei den
Bürgerbeteiligungsverfahren wird bei
längerfristigen Prozessen auf jeden Fall auf
eine externe Moderation zurückgegriffen.

✜ Die Gemeinde unterstützt den Staat bei der
Förderung der erneuerbaren Energien / des
Energiesparens – Die BürgerInnen werden
gezielt sensibilisiert, eine Renovierung ihrer
Häuser durchzuführen.

✜ Bei der Erteilung einer Baugenehmigung soll
die Gemeinde Empfehlungen herausgeben,
betreffend die aus ökologischer Sicht
empfehlenswerten Baumaterialien (Dämmung,
Farben usw), die Wärmeisolierung / Niedrig-
und Passivbauweise, die Bepflanzung der
Parzellen mit einheimischen Arten bw. die
Fassadenbegrünung.

✜ Privatpersonen werden unterstützt, falls sie
Entsiegelungsmaßnahmen durchführen wollen.

✜ Die Begrünung von Dachflächen sowie von
Regenrückhaltebecken wird unterstützt.

Weiteres siehe Kapitel “Demokratie”

Bewusste Gestaltung der Aktivitätszonen
Aktivitätszonen sind unerlässlich, auch um Arbeitsplätze regional zu schaffen. Jedoch sollte
man soweit wie möglich versuchen, diese so zu gestalten, dass deren Impakt für Mensch
und Umwelt reduziert wird. Hierzu gehören folgende Schritte bei der Planung der Zone:

✜ Die Aktivitätszone verfügt, so wie es das Gesetz vorsieht, 
über eine Kommodo-Inkommodo-Genehmigung.

✜ Die Gemeinde unterstützt ein spezifisch auf die Bedürfnisse der dort arbeitenden
Menschen ausgerichtetes Gesamtmobilitätskonzept bzw. soziale Infrastrukturen
(z.B. Crèche) für die Aktivitätszone.

✜ Neue Aktivitätszonen müssen an den öffentlichen Transport angebunden sein.

✜ Die Gemeinde erstellt konkrete Auflagen betreffend die Gestaltung der
Aktivitätszonen: Versickerung der Oberflächengewässer, Nutzung von
Regenwasseranlagen, Grünflächen (25%-Regelung), Fassadenbegrünung,
Begrünung zur Ortschaft hin.

✜ Im Rahmen des Bautenreglementes werden Auflagen betreffend den 
maximal zulässigen Verkehr bzw. maximal zulässige Parkplätze festgelegt.

✜ Es werden seitens der Gemeinde, insofern es in ihrer Kompetenz liegt, 
Auflagen betreffend die Verringerung der Lärmbelastung usw. festgelegt.

Reduktion der Versiegelung durchführen
Die Gemeinde wird alle ihr zur Verfügung stehenden Mittel zur Entsiegelung 
des Bodens und zur Minimierung der weiteren Versiegelung ergreifen:

✜ Systematisch wird eine Verringerung der Straßenquerschnitte durchgeführt.

✜ Die Verfestigung erfolgt lediglich an Stellen, wo dies unerlässlich ist.

✜ Die Befestigung von Fuß-, Feld- und Radwegen wird prioritär mit
wassergebundener Decke oder Schotterrasen im Hinblick auf eine
geringstmögliche Versiegelung durchgeführt.

✜ Die Gemeinde erstellt ein Entsiegelungskonzept für Randbereiche von 
Fuß- und Radwegen, die ggf. mit Kiesstreifen oder Kleinpflaster mit 
breiten Fugen angelegt werden.

✜ Baumscheiben werden auf min. 4m2 vergrößert.

✜ Die Gemeinde gewährleistet bei der Neupflanzung von Bäumen
eine wasserdurchlässige Fläche.

✜ Es wird eine Begrünung der Rand- und Mittelstreifen
von Hauptverkehrsstraßen durchgeführt.
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